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Deutschland braucht neue Ansätze der Verwaltungsdigitalisierung, um den anvisierten Nutzen aus den ho-

hen Investitionen in Digitalprojekte und Technologie zu realisieren. „Deutschland-Plattformen“ sind ein 

Weg, um im Föderalstaat und mit vielfältigen Fachlichkeiten wie Bildung, Polizei oder Justiz wirksam „Ein-

mal für alle“ zu digitalisieren. 

Diese Plattformen umfassen föderale Datenräume, Arbeitsräume und Portale. Eine erfolgreiche Umsetzung 

von Deutschland-Plattformen erfordert eine föderale Umsetzungs-Governance samt neuer Aufgabentei-

lungen zwischen „Digitalisierern“ und Fachlichkeit sowie ein erfolgreiches föderales Produktmanagement. 

Dafür kann auf vielversprechenden, aktuellen Projekten aus der Fachlichkeit sowie auf den föderalen Ko-

operationsstrukturen des IT-Planungsrats aufgebaut werden. 

1. OZG und RegMo stecken in Kommunen fest und werden von den Bürgern nicht angenommen.1, 2 

Deutschland hat viele Milliarden in die Verwaltungsdigitalisierung investiert, erreicht aber weiterhin nur 

einen geringen Digitalisierungsgrad. Im Vergleich mit den meisten europäischen Ländern werden digitale 

Leistungen darüber hinaus wenig genutzt.  

Bürgerinnen und Bürger wie auch viele Unternehmen können digitale Leistungen nur schwer finden oder 

brechen digitale Anträge ab. Der Grund dafür sind unter anderem Medienbrüche, heterogene Standards 

oder funktionale Hürden der Bund-ID (Abbruchrate ca. 85 %).  

Die Kommunen haben Leistungen des Onlinezugangsgesetzes (OZG) nur sehr begrenzt umgesetzt – die 

besten Kommunen haben nur etwa 20 Prozent der OZG-Leistungen umgesetzt. Je kleiner und finanzschwä-

cher eine Kommune ist, desto geringer ist ihr Digitalisierungsgrad. Die Registermodernisierung (RegMo) 

steht vor ähnlichen Herausforderungen in den Kommunen, da Anschlüsse an zentrale Komponenten wie 

NOOTS (National Once-Only-Technical System)3, DSC (Datenschutzcockpit)4 und IDA (Identitätsdatenabruf)5 

teuer und aufwändig sind.  

Es stellt sich keine digitale Rendite in der Verwaltung ein; die Leistungsfähigkeit, Serviceorientierung und 

Effizienz beim Erbringen der Leistungen sind durch die fehlende Digitalisierung gebremst. 

2. Die föderale und vertikale Fragmentierung bremst die Verwaltungsdigitalisierung aus.6, 7 

Zentraler Einstieg: Tausende Webseiten von Bund, Ländern und Kommunen konkurrieren um die Aufmerk-

samkeit der Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen. Dies widerspricht der Suchmaschinen-Logik und 

führt zu schlechter Auffindbarkeit. Es fehlen ein Deutschlandportal und eine Deutschland-App. 

Strukturelle Überforderung der Kommunen: Insbesondere kleinere Kommunen haben weder das Personal 

noch die Kompetenzen für eine Ende-zu-Ende-Digitalisierung von Prozessen. Zudem können sie die Kosten 

nicht stemmen, wenn für jeden Euro Kosten eines Onlinediensts rund 25 Euro an Folgekosten für An-

schluss, Betrieb und Fachverfahrenslizenzen entstehen.8 

 
1 Siehe Bezahlbare Registermodernisierung: Warum Deutschland seine Registerlandschaft neugestalten muss – PD – Berater der öffentlichen 

Hand. 
2 Siehe IT-PLR 2026 - Machbarkeitsstudie für eine föderale Antragsplattform – PD – Berater der öffentlichen Hand.  
3 Siehe BVA - Aktuelles - Das NOOTS in der Registermodernisierung 
4 Siehe BVA - Datenschutzcockpit 
5 Siehe BMDS - Identitätsdatenabruf 
6 Siehe IT-PLR 2026 - Machbarkeitsstudie für eine föderale Antragsplattform – PD – Berater der öffentlichen Hand. 
7 Siehe Die Dresdner Forderungen: Der Weg in die Verwaltung von morgen | Staedtetag.de. 
8 Siehe IT-PLR 2026 - Machbarkeitsstudie für eine föderale Antragsplattform – PD – Berater der öffentlichen Hand. Eine Erhebung in deutschen 

Kommunen ergab, dass der Großteil der Kosten für die Ende-zu-Ende-Digitalisierung nicht durch die Onlinedienste verursacht werden, sondern 

durch Lizenz-, Betriebs- und Anschlusskosten für die Fachverfahren. 

https://www.pd-g.de/ueber-uns/unternehmen/pd-veroeffentlichungen/bezahlbare-registermodernisierung
https://www.pd-g.de/ueber-uns/unternehmen/pd-veroeffentlichungen/bezahlbare-registermodernisierung
https://www.it-planungsrat.de/fileadmin/it-planungsrat/projekte/projekte-it-planungsrat/20251215_MBS_F%C3%B6derale_Antragsplattform_Langfassung_3_.pdf
https://www.bva.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Behoerden/Verwaltungsdienstleistungen/Registermodernisierung/Newsletter_07_NOOTS.html
https://datenschutzcockpit.bund.de/spa/
https://www.digitale-verwaltung.de/Webs/DV/DE/registermodernisierung/elemente/identitaetsdatenabruf/identitaetsdatenabruf-node.html
https://www.it-planungsrat.de/fileadmin/it-planungsrat/projekte/projekte-it-planungsrat/20251215_MBS_F%C3%B6derale_Antragsplattform_Langfassung_3_.pdf
https://www.staedtetag.de/publikationen/staedtetag-aktuell/2024/heft-2/dresdner-forderungen
https://www.it-planungsrat.de/fileadmin/it-planungsrat/projekte/projekte-it-planungsrat/20251215_MBS_F%C3%B6derale_Antragsplattform_Langfassung_3_.pdf
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Vertikale Fragmentierung: Folgt man der Wertschöpfungskette der Verwaltung – Serviceseiten, Online-

dienste, Fachverfahren, Register und elektronische Akten –, gibt es kaum Fälle, wo die föderalen Ebenen 

eine gemeinsame Software betreiben. Im Normalfall bleibt jede Gebietskörperschaft oder Behörde in ihrem 

„digitalen Silo“. 

Fragmentierung überwinden: Das Modell „Jeder betreibt seine eigenen Systeme und verbindet sich über 

Schnittstellen“ muss einer echten Zusammenarbeit in gemeinsamen Plattformen weichen – inklusive ge-

meinsamer Datennutzung, gemeinsamen Arbeitsumgebungen und gemeinsamen Portalen. 

3. Deutschland braucht föderale Plattformlösungen („Deutschland-Plattformen“). 

Erste strategische Vorhaben aus der Fachlichkeit sind bereits auf dem Weg: Initiativen wie das Programm 

P20 der Polizei9, die Justiz-Cloud10 und die Pädagogische Cloud Infrastruktur (PCI)11 bauen bereits föderale 

Arbeitsräume auf. In der RegMo werden föderale Register-Plattformen12 gedacht. 

Für Unternehmen entstehen mit dem Programm AGuZ+13 und der Wasserstoffplattform14 digitale Plattfor-

men, die es ermöglichen, komplexe Planungs- und Genehmigungsprozesse zentral zu organisieren und den 

Lebenszyklus von Anlagen abzubilden. 

Auch für Bürgerinnen und Bürger werden neue Zugangsmodelle konzipiert: Ob „föderale Antragsplatt-

form“15 oder „Bürger-App“16 – OZG-Leistungen werden an einem Punkt gebündelt. 

Ein neues Leitbild: Statt „Jeder für sich“ oder „Einer für alle“ und „Nachnutzung“ sollte es heißen: „Einmal 

für alle“. Zentrale Plattformen werden einmal entwickelt, zentral betrieben und von Beginn an interföderal 

genutzt – und nicht nachgenutzt.  

Neuland betreten: Deutschland-Plattformen erfordern neue Formen der interföderalen Kooperation, für 

die bislang kaum Erfahrung besteht. Innerhalb dieser Plattformen können die besten Anwendungen – etwa 

Onlinedienste oder Fachverfahren – um Nutzende konkurrieren. 

4. Deutschland-Plattformen beschreiben gemeinsame Zielbilder und ein gemeinsames Vorgehen.  

Gemeinsames Zielbild: Vorstellbar sind drei Typen von Deutschland-Plattformen – föderale Datenräume 

(gemeinsame Datenhaltung), föderale Arbeitsräume (gemeinsame Fachverfahren) und föderale Portale 

(zentrale Interaktion mit Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen). Diese können in konkreten Platt-

formen kombiniert werden und entlang der Bedürfnisse der Fachlichkeit ausgestaltet werden, um die be-

stehenden Zuständigkeiten und Finanzierungslogiken abzubilden, analog zur Registermodernisierung. 

Gemeinsame Governance: Deutschland-Plattformen erfordern eine intensivere Zusammenarbeit in der 

Fachlichkeit und gegebenenfalls neue Aufgabenteilungen zwischen „Digitalisierern“ und der Fachlichkeit. 

Hierfür sind neue Governance-Modelle nötig, zum Beispiel unter Einbeziehung der Fachministerkonferen-

zen. 

Gemeinsames Vorgehen: Analog zur Registermodernisierung könnte ein föderales Umsetzungsprogramm 

ins Auge gefasst werden, das politische Rahmenbedingungen klärt, Vorhaben bündelt und die Entwicklung 

 
9 Siehe BMI – Programm P20. 
10 Siehe Justizministerium Baden-Württemberg - Justizcloud 
11 Siehe Behörde für Schule, Familie und Berufsbildung der Freien und Hansestadt Hamburg - Pädagogische Cloud Infrastruktur. 
12 Siehe Digitalagentur Brandenburg - Register neu denken: Wie Register as a Service die digitale Verwaltung entlastet 
13 Siehe BMUKN: Programm AGuZ+ - Ende-zu-Ende Digitalisierung von BImSchG-Verfahren. 
14 Siehe BMDS - Deutschlandweite Antrags- und Genehmigungsplattform zum Aufbau des Wasserstoffkernnetzes gestartet 
15 Siehe IT-PLR 2026 - Machbarkeitsstudie für eine föderale Antragsplattform – PD – Berater der öffentlichen Hand. 
16 Siehe Handelsblatt - Bund beauftragt SAP und Telekom mit Bau der „Bürger-App“ 

https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Ermittlungsunterstuetzung/ElektronischeFahndungsInformationssysteme/Polizei2020/Polizei2020_node.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/sicherheit/programm-p20/programm-p20-node.html
https://justiz.cloud/
https://pci.schule/die-pci
https://www.digital-agentur.de/dabbthek/blog/register-neu-denken/
https://www.bundesumweltministerium.de/themen/digitalisierung/digitalisierung-im-bmukn/programm-aguz-ende-zu-ende-digitalisierung-von-bimschg-verfahren
https://bmds.bund.de/aktuelles/pressemitteilungen/detail/deutschlandweite-antrags-und-genehmigungsplattform-zum-aufbau-des-wasserstoffkernnetzes-gestartet
https://www.it-planungsrat.de/fileadmin/it-planungsrat/projekte/projekte-it-planungsrat/20251215_MBS_F%C3%B6derale_Antragsplattform_Langfassung_3_.pdf
https://www.handelsblatt.com/technik/it-internet/software-bund-beauftragt-sap-und-telekom-mit-bau-der-buerger-app/100213370.html
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dieser Plattformen koordiniert. Dies würde insbesondere den Weg ebnen für die Fachplattformen und 

Ende-zu-Ende-Anwendungen des D-Stacks.17 

 

5. Der Startpunkt kann eine föderale Produktstrategie des IT-Planungsrats sein 

Strategie erweitern: Die föderale Digitalstrategie des IT-Planungsrats wird um einen vierten Baustein er-

gänzt – eine föderale Produktstrategie, die Deutschland-Plattformen als neuartige Umsetzungslogik veran-

kert und – gleichberechtigt – neben die klassische Kooperationsform setzt, bei der Bund, Länder und Kom-

munen in ihren eigenen Betriebsumgebungen arbeiten. 

Neuartige Lösungen finden: Diese Strategie beschreibt Lösungswege für neue Herausforderungen wie die 

gemeinsame Haltung von Daten in föderalen Datenräumen (Datenhoheit), dem gemeinsamen Betrieb von 

Anwendungen (Prozesshoheit) und der gemeinsamen Kommunikation von Bund, Ländern und Kommunen 

aus gemeinsamen Portalen heraus („Markenhoheit“). Hierbei sollte Gelerntes aus Pioniervorhaben wie im 

Programm P20 bei der Polizei- oder der PCI im Bildungsbereich einfließen. 

Konkrete Umsetzungspfade beschreiben: Diese Strategie sollte Wege aufzeigen, wie Deutschland-Plattfor-

men schrittweise aufgebaut werden können – von Pilotanwendungen über skalierbare Betriebsmodelle bis 

hin zum flächendeckenden Roll-out, inklusive klarer Verantwortlichkeiten, Finanzierungslogiken und Mei-

lensteine. So können der Investitionsstau aufgelöst, das OZG repariert und die RegMo zum Erfolg geführt 

werden. 

Es ist Zeit für eine neue Stufe der föderalen IT-Kooperation. Deutschland-Plattformen können die Verwal-

tungsdigitalisierung entscheidend voranbringen. 

 
17 Siehe 49. IT-Planungsrat - Beschluss 2026_03, Deutschland-Stack Portfolio 

Gemeinsam Lösungen abstimmen, 
getrennt bauen & betreiben

Gemeinsam Daten transportieren

Gemeinsame Datenstandards setzen
Gemeinsam Daten halten, 

dank verteilter Datenhoheit

Gemeinsam arbeiten, 
dank verteilter Prozesshoheit

Gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern sowie Unter-
nehmen kommunizieren, dank verteilter MarkenhoheitFöd.

Portale

Föderale
Arbeitsräume

Föderale
Datenräume

Ein Paradigmenwechsel in der föderalen IT-Kooperation

Neue föderale IT-Kooperation in der 
Cloud: „Wir arbeiten gemeinsam in 

digitalen föderalen Räumen.“

Bisherige föderale IT-Kooperation in der 
OZG-Welt: „Wir arbeiten getrennt und 
verbinden uns über Stecker & Leitungen.“

https://www.it-planungsrat.de/fileadmin/beschluesse/2026/Beschluss_2026_03_Deutschland-Stack_Portfolio.pdf
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Über die PD  

Die PD – Berater der öffentlichen Hand GmbH ist ein Inhouse-Beratungsunternehmen der öffentlichen 

Hand und bietet umfassende projektbezogene Beratungs- und Managementleistungen für Bund, Länder, 

Kommunen und sonstige öffentliche Auftraggeber zu allen Fragestellungen moderner Verwaltung und In-

vestitionsvorhaben an. Schwerpunktmäßig berät die PD bei Strategie-, Organisations- und Investitionsvor-

haben, unterstützt beim Management von Großprojekten und der Steuerung von Vergabeverfahren. Die 

PD liegt zu 100 Prozent in den Händen öffentlicher Gesellschafter. 


